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Interfraktionelle Motion FDP/JF, BDP/CVP, SP/JUSO, GLP/JGLP, SVP, 

GFL/EVP, GB/JA!, AL/GaP/PdA (Vivianne Esseiva, FDP/Tom Berger, 
JF/Milena Daphinoff, CVP/Elisabeth Arnold, SP/Marianne Schild/Gabriela 
Blatter, GLP/Alexander Feuz, SVP/Brigitte Hilty Haller, GFL/Bettina Jans-

Troxler, EVP/Sophie Achermann, GB/Eva Gammenthaler, AL): Stellvertre-
tungsregelung im Stadtrat 

 

 

Zum heutigen Zeitpunkt ist es nicht möglich, sich im Berner Stadtparlament temporär vertreten zu 

lassen. Bei begründeten Abwesenheiten infolge von Mutter- oder Vaterschaft, längerer Krankheit 

oder berufsbedingten Abwesenheiten stellt dies die betroffenen vor eine schwierige Entscheidung 

und deckt eine Schwäche des Milizsystems auf. Für die Verbesserung der Vereinbarkeit von politi-

schem Engagement und von Familie und Beruf ist eine Stellvertreter Regelung für längere Abwe-

senheiten ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Es geht hierbei aber nicht um die Einfüh-

rung eines Suppleanten-Systems, wie es etwa im Kanton Wallis existiert, sondern eine neue Form, 

wie Stellvertretungen in Parlamenten organisiert werden können. Die vorgeschlagene Lösung für 

die Stadt Bern entspricht in weiten Zügen dem Vorschlag aus der Stadt Biel. Auch andere Schwei-

zer Gemeinden wie etwa die Stadt Zürich diskutieren aktuell die Einführung einer solchen Rege-

lung. 

Diese Stellvertreterregelung soll nicht unbeschränkt, sondern nur unter bestimmten Voraussetzun-

gen möglich sein. Dies beinhaltet entweder Mutterschaftsurlaub, gesundheitliche Gründe (Arzt-

zeugnis) oder berufliche sowie private Gründe, die einen extralokalen Aufenthalt bedingen. Die 

Absenz aus beruflichen sowie privaten Gründen (nicht aber Mutter- oder Vaterschaft) soll maximal 

auf 1x pro Legislatur limitieren sein und soll im Voraus (ausser bei Krankheit oder Unfall) angemel-

det werden. 

Die Mitglieder des Stadtrats werden von den Stimmberechtigten der Stadt Bern gewählt (Gemein-

deordnung Art. 35 Abs. a.). Der Stadtrat besteht aus 80 Mitgliedern, welche alle vier Jahre im 

Rahmen von Gesamterneuerungswahlen gewählt werden. Die Mitgliedschaft im Stadtrat ist durch 

die Volkswahl legitimiert. Eine Stellvertretung sollen deshalb nur Personen übernehmen können, 

die als Ersatzpersonen auf den Wahllisten der im Stadtrat vertretenen Parteien entsprechend legi-

timiert wurden und zum Zeitpunkt der Stellvertretung auf dem ersten oder zweiten Ersatzplatz posi-

tioniert sind. 

Im Rahmen der vorliegenden Motion soll die Gemeindeordnung der Stadt Bern entsprechend er-

gänzt werden. 

1. Die Mitglieder des Stadtrats können sich bei Verhinderung von mindestens zwei und maximal 

vier Monaten wegen Krankheit oder Unfall, Elternschaft, auswärtiger Ausbildung oder Abwe-

senheit aus zwingenden beruflichen sowie privaten Gründen durch eine Person vertreten las-

sen, die auf der gleichen Liste für die Wahl in den Stadtrat kandidiert hat und zum Zeitpunkt 

der Stellvertretung erste oder (bei deren Verzicht) zweite Ersatzperson ist. 

2. Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter verfügt über die gleichen Rechte und Pflichten wie 

das Ratsmitglied. Sie oder er kann aber nicht in das Büro des Stadtrats oder in eine ständi-

ge/nichtständige Kommission gewählt werden, die ausschliesslich aus Mitgliedern des Stadt-

rats besteht. 

3. Stellvertretungen sind nur zulässig, wenn sie zusammen mit der Einladung zur Sitzung öffent-

lich bekanntgemacht worden sind. Die Ratsmitglieder melden eine geplante Stellvertretung 

dem Stadtratsbüro rechtzeitig an. Die Modalitäten sind durch das Ratssekretariat zu definieren. 

4. Die Geschäftsordnung regelt die Einzelheiten. 
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Begründung der Dringlichkeit 

Die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Politik ist leider noch nicht Realität. Für die neue Legisla-

turperiode soll dem Parlament eine Möglichkeit geboten werden, das Stadtratsmandat auch mit 

herausfordernden beruflichen, familiären oder gesundheitlichen Situationen in Einklang zu bringen. 

Andere Städte sind bereits mit gutem Beispiel vorangegangen, auch im Kanton Bern (Biel). Nicht 

zuletzt die hohe Fluktuation im stadtbernischen Rat zeugt von der Dringlichkeit und Notwendigkeit 

der Anpassung an zeitgemässe Verhältnisse. 

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrats abgelehnt. 

 

Bern, 02. Juli 2020 
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